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Drucksache V/ 4037 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim), Jung, 
Ollesch und der Fraktion der FDP 


betr. zum Wehrdienst einberuf ene approbierte Ärzte 


Nach § 5 Abs. 3 des Arbeitsplatzschutzgesetzes besteht die Ver- 
pflichtung, den Arbeitgebern der zum Wehrdienst einberufenen 
Wehrdienstpflichtigen die vollen Beiträge zu erstatten, die sie 
für die Krankenversicherung und Altersversorgung ihrer Ar- 
beitnehmer zu leisten haben. 


Wir fragen daher die Bundesregierung; 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die zum Wehr- 
dienst einberufenen approbierten Ärzte eine Erstattung der 
Pflichtbeiträge zu den Versorgungseinrichtungen der Lan- 
desärztekammern nicht erfolgt? 

2. Ist es zutreffend, daß das Bundesverteidigungsministerium 
für solche wehrdienstpflichtigen approbierten Ärzte Beiträge 
an die Angestelltenversicherung zahlt, obwohl ihr bekannt 
ist, daß die approbierten Ärzte als Pflichtmitglieder der 
Versorgungseinrichtungen ihrer Landesärztekammern von 
der Angestelltenversicherungspflicht freigestellt sind? 


Bonn, den 27. März 1969 


Schultz (Gau-Bischofsheim) 
Jung 
Ollesch 
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